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Reichs-Geſetzblatt. 


17. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben. S. 185. 


(Nr. 1436.) Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben. Vom 1. Juli 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dec. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


F. 1. 


Die in dem anliegenden Tarif bezeichneten Urkunden unterliegen den daſelbſt 
% bezeichneten Stempelabgaben nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen. 


I. Aktien, Renten⸗ und Schuldberſchreibungen. 
(Tarifnummer 1 bis 3.) 


F. 2. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der unter Tarifnummer 1 bis 3 bezeich⸗ 
neten Stempelabgabe wird erfüllt durch Zahlung des Abgabebetrages an eine 
zuſtändige Steuerſtelle, welche auf dem vorzulegenden Werthpapiere Reichsſtempel⸗ 
marken zum entſprechenden Betrage zu verwenden oder die Aufdrückung des Stem⸗ 
pels zu veranlaſſen hat. 4 

In welchen Fällen und unter welchen Bedingungen der Verpflichtung zur 
Verſteuerung durch rechtzeitige Verwendung von Stempelmarken ohne amtliche 
Mitwirkung einer Steuerſtelle genügt werden kann, beſtimmt der Bundesrath. 


F. 3. 


Wer Werthpapiere der unter den Tarifnummern 1 bis 3 bezeichneten Art 
innerhalb des Bundesgebiets ausgiebt, veräußert, verpfändet, oder ein anderes Ge⸗ 
ſchäft unter Lebenden damit macht oder Zahlung darauf leiſtet, bevor die Ver⸗ 
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pflichtung zur Verſteuerung erfüllt oder in den in der Befreiung zu Tarifnummer 1 
und den unter Tarifnummer 2 lit. ce und 3 lit. b bezeichneten Fällen den Kon⸗ 
trolvorſchriften des Bundesraths genügt iſt, verfällt in eine Geldſtrafe, welche 
dem fünfundzwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, min⸗ 
deſtens aber 20 Mark für jedes Werthpapier beträgt. 

Dieſe Strafen treffen beſonders und zum vollen Betrage jeden, der als 
Kontrahent oder in anderer Eigenſchaft an der Ausgabe, Veräußerung, Verpfän⸗ 
dung oder an dem ſonſtigen Geſchäft theilgenommen hat. 

Dieſelben Perſonen find für die Entrichtung der Steuer ſolidariſch verhaftet. 


$. 4. 

Bevor ſtempelpflichtige inländiſche Werthpapiere zur Zeichnung aufgelegt 
werden, oder zu weiteren Einzahlungen auf ſolche aufgefordert wird, hat der 
Emittent hiervon der zuſtändigen Steuerſtelle unter Angabe der Zahl, der Gattung 
und des Nennwerthes der Stücke oder des Betrages der zu leiſtenden Einzah⸗ 
lungen nach Maßgabe eines von dem Bundesrath zu beſtimmenden Formulars 
Anzeige zu erſtatten. 

Wer ſtempelpflichtige inländiſche Werthpapiere, welche von einem früheren 
als dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes datirt ſind, nach dem letzt⸗ 
erwähnten Zeitpunkte ausgiebt, hat jedes Stück mit einem Vermerke zu verſehen, 
aus welchem erſichtlich iſt, daß die Ausgabe nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erfolgt iſt. 

Die Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchriften zieht Geldſtrafe im Betrage 
von fünfzig bis fünfhundert Mark nach ſich. 


§. 5. 

Die der Reichsſtempelſteuer unterworfenen Werthpapiere unterliegen in den 
einzelnen Bundesſtaaten keiner weiteren Stempelabgabe (Taxe, Sportel u. ſ. w.). 
Auch iſt von der Umſchreibung ſolcher Werthpapiere in den Büchern und 
Regiſtern der Geſellſchaft ꝛc., ſowie von den auf die Werthpapiere ſelbſt geſetzten 
Uebertragungsvermerken (Indoſſamenten, Ceſſionen u. ſ. w.) eine Abgabe nicht zu 

entrichten. 
Ten übrigen, insbeſondere hinſichtlich der Urkunden über Eintragungen in 
dem Hypothekenbuche (Grundbuche), bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 

unberührt. 


II. Schlußnoten und Rechnungen. 
(Tarifnummer 4.) 
8. 6. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der unter Nummer 4 des Tarifs bezeich⸗ 
neten Stempelabgaben liegt zunächſt dem Ausſteller und jedem Unterzeichner des 
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betreffenden Schriftſtücks ob und muß von ihm erfüllt werden, bevor er das letz⸗ 
tere aus den Händen giebt. 

ft die Verſteuerung vom Ausſteller und Unterzeichner unterlaſſen worden, 
ſo iſt ſie von dem Empfänger des Schriftſtücks, ſowie von jedem weiterhin Be⸗ 
theiligten, welcher das Schriftſtück vor erfolgter Verſteuerung annimmt, binnen 
3 Tagen vom Tage des Empfangs, jedenfalls aber vor der weiteren Aushändi⸗ 
gung zu bewirken. 


F. 7. 

Die vorbezeichnete Verpflichtung wird erfüllt: 

a) bei Schlußnoten, Schlußzetteln, Schlußſcheinen, Schlußbriefen ſeitens 
des Ausſtellers durch Verwendung vor dem Gebrauche vorſchriftsmäßig 
geſtempelter Formulare zum tarifmäßigen Werthbetrage, 

p) in allen anderen Fällen entweder durch Gebrauch eines ſolchen geſtem⸗ 
pelten Formulars oder durch rechtzeitige Verwendung von Reichsſtempel⸗ 
marken im tarifmäßigen Werthbetrage. 

Wird zur Ausſtellung eines nach Tarifnummer 4 a ſtempelpflichtigen Schrift⸗ 
ſtücks, welches mehr als eines der dort aufgeführten Geſchäfte betrifft (Anmer⸗ 
kung 2 zu Tarifnummer 4 a), ein geſtempeltes Formular verwendet, ſo kann der 
erforderliche Mehrbetrag der Abgabe durch rechtzeitige Verwendung von Reichs⸗ 
ſtempelmarken entrichtet werden. 


F. 8. 

Die Nichterfüllung der im F. 6 bezeichneten Verpflichtung wird mit einer 
Geldſtrafe geahndet, welche dem fünfzigfachen Betrage der hinterzogenen Abgabe 
1 „mindeſtens aber zwanzig Mark für jedes ſtempelpflichtige Schriftſtück 

eträgt. 

Dieſe Strafe trifft beſonders und zum vollen Betrag jeden, welcher der 
ihm obliegenden Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe nicht recht⸗ 
zeitig genügt. 

Die Verſteuerung durch einen ſpäteren Inhaber befreit deſſen Vordermänner 
und die Ausſteller und Unterzeichner nicht von der geſetzlichen Strafe. 


8. 9. 

Ausgeſchloſſen von der Reichsſtempelabgabe bleiben: 

a) gerichtliche oder notarielle Beurkundungen der unter Nummer 4 a des 
Tarifs bezeichneten Geſchäfte, ſowie die von ſolchen Urkunden ertheilten 
Ausfertigungen, beglaubigten Abſchriften und Auszüge; 

p) Schriftſtücke, welche von den Staatsverwaltungen der Bundesſtaaten 
über die unter Nummer 4 a des Tarifs bezeichneten Geſchäfte aufgenom⸗ 
men oder ausgeſtellt werden; 
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c) Verträge über die unter Aa des Tarifs bezeichneten Sachen und 
Waaren, welche weder zum Gebrauch als gewerbliche Betriebsmaterialien, 
noch zur Wiederveräußerung in derſelben Beſchaffenheit oder nach vor⸗ 
gängiger Bearbeitung oder Verarbeitung beſtimmt find; 

d) Auktionen und Auktionsprotokolle. 

Werden in den unter e und d genannten Fällen von Maklern oder anderen 
Anterhändlern Schriftſtücke ausgeſtellt „welche unter Nummer 4 des Tarifs fallen, 
jo iſt für dieſe die Reichsſtempelſteuer neben den landesgeſetzlichen Abgaben zu 
entrichten. 

F. 10. 


Werden ſtempelpflichtige Schriftſtücke der unter Nummer 4 des Tarifs be⸗ 
zeichneten Art öffentlich beglaubigt, ſo finden die betreffenden landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über Stempel und Gebühren für Beglaubigungen neben den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes Anwendung. 


$. 11. 
Im übrigen unterliegen die unter Nummer 4 des Tarifs bezeichneten 
ſtempelpflichtigen Schriftſtücke in den einzelnen Bundesſtaaten keiner weiteren Stempel ⸗ 
abgabe (Taxe, Sportel u. ſ. w.). 


III. Lotterielooſe. 
(Tarifnummer 5.) 


$. 12. 


Wer im Bundesgebiete Lotterien und Ausſpielungen veranſtalten will, hat 
die Stempelabgabe für die geſammte planmäßige Anzahl der Looſe oder Aus⸗ 


weiſe über Spieleinlagen im voraus zu entrichten. 


SL 


Vor der Entrichtung der Abgabe darf ohne Genehmigung der zuſtändigen 
Steuerſtelle mit dem Loosabſatze nicht begonnen werden. Die Genehmigung kann 
von vorgängiger Sicherſtellung der Abgabe abhängig gemacht werden. 


$. 14. 


Wer ausländifche Looſe oder Ausweiſe über Spieleinlagen in das Bundes⸗ 
gebiet einführt oder daſelbſt empfängt, hat dieſelben, bevor mit dem Vertrieb 
begonnen wird, ſpäteſtens binnen drei Tagen nach dem Tage der Einführung 
oder des Empfangs der zuſtändigen Behörde anzumelden und davon die Stempel⸗ 
abgabe zu entrichten. 
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$. 15. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird erfüllt durch 
Zahlung des Abgabebetrages bei der zuſtändigen Behörde, 

Ob und in welcher Weiſe eine Verwendung von Stempelzeichen ſtattzufinden 
bat, beſtimmt der Bundesrath. 

$. 16. 

Die Nichterfüllung der in den $$. 12 bis 14 bezeichneten Verpflichtungen 
wird mit einer dem fünffachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommenden 
Geldſtrafe geahndet. Dieſelbe iſt jedoch gegen den Unternehmer inländiſcher Lot⸗ 
terien oder Ausſpielungen, ſowie gegen jeden, welcher den Vertrieb ausländiſcher 
Looſe oder Ausweiſe über Ausſpielungen im Bundesgebiete beſorgt, nicht unter 
dem Betrage von zweihundertundfünfzig Mark feſtzuſetzen. 

It die Zahl der abgeſetzten Looſe nicht zu ermitteln, ſo tritt Geldſtrafe 
von zweihundertundfünfzig bis fünftauſend Mark ein. 


99 


Ein Anſpruch auf Rückerſtattung des eingezahlten Abgabebetrages iſt aus⸗ 
geſchloſſen, eine ſolche kann von der oberſten Landesfinanzbehörde nur dann zu⸗ 
geſtanden werden, wenn eine beabſichtigte Ausſpielung erweislich nicht zu Stande 
gekommen iſt. 

§. 18. 


Die 55. 12 bis 17 leiden auf Staatslotterien deutſcher Bundesſtaaten keine 
Anwendung. 

Die Stempelfteuer für die Looſe der letzteren wird durch die Lotterieverwal⸗ 
tung eingezogen und in einer Summe für die Geſammtzahl der von ihr ab- 
geſetzten Looſe zur Reichskaſſe abgeführt. 

Eine Abſtempelung der Looſe findet nicht ſtatt. 


$. 19. 


Looſe ꝛc. inländiſcher Unternehmungen, für welche bei dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes die obrigkeitliche Erlaubniß bereits ertheilt iſt, ſowie ausländiſche 
Looſe, welche vor dieſem Zeitpunkte in das Bundesgebiet eingeführt, auch binnen 
drei Tagen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der zuſtändigen Behörde 
angemeldet ſind, und die Looſe der Staatslotterien, deren Ausgabe auch nur für 
eine Klaſſe bereits vor dieſem Zeitpunkte begonnen hat, unterliegen der Reichs⸗ 
ſtempelabgabe nicht. 

F. 20. 
Oeffentliche Ausſpielungen, Verlooſungen und Lotterien ‚ für welche die 


Reichsſtempelabgabe zu entrichten iſt, unterliegen in den einzelnen Bundesſtaaten 
keiner weiteren Stempelabgabe (Tape, Sportel u. ſ. w.). 
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IV. Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 21. 


Der Bundesrath erläßt die Anordnungen wegen der Anfertigung und des 
Vertriebs der nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu verwendenden Stempelmarken und 
geſtempelten Formulare, ſowie die Vorſchriften über die Art der Verwendung der 
Marken. Ex ſtellt die Bedingungen feſt, unter welchen für verdorbene Marken 
und Formulare, ſowie für Stempel auf verdorbene Werthpapiere Erſtattung 
zuläſſig iſt. 

$. 22. 

Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe verwendet worden 

find, werden als nicht verwendet angeſehen. 


1 
F. 23. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes oder gegen die zu 
deſſen Ausführung erlaſſenen Vorſchriften, welche in demſelben mit keiner beſon⸗ 


2 


deren Strafe belegt ſind, ziehen eine Ordnungsſtrafe von drei bis dreißig Mark 


ſich 
Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn nachgewieſen wird, daß eine Steuerhinter⸗ 


ziehung nicht habe verübt werden können oder nicht beabſichtigt worden ſei. 


$. 24. 

Hinſichtlich des administrativen Strafverfahrens wegen der Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen dieſes Geſetz, der Strafmilderung und des Erlaſſes der Strafe im 
Gnadenwege, der Vollſtreckung der Strafe ſowie der Verjährung der Strafver⸗ 
folgung finden die Vorſchriften in den §F. 17 Satz 1, 18 und 19 des Geſetzes 
vom 10. Juni 1869, betreffend die Wechſelſtempelſteuer, ſinngemäße Anwendung. 
Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes erkannten Geldſtrafen fallen dem Fiskus. 
desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden die Strafentſcheidung erlaſſen iſt. 


$. 25. 

Die Verwandlung einer Geldſtrafe, zu deren Zahlung der Verpflichtete 
unvermögend iſt, in eine Freiheitsstrafe findet nicht ſtatt. Auch darf zur Bei⸗ 
treibung von Geldſtrafen ohne Zuſtimmung des Verurtheilten, wenn dieſer ein 
Deutſcher ift, kein Grundſtück ſubhaſtirt werden. 


$. 26. 


Unter den in dieſem Geſetze erwähnten Behörden und Beamten ſind, ſoweit 
das Geſetz nichts anderes beſtimmt, die betreffenden Landesbehörden und Landes⸗ 
beamten verſtanden. 
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Welche dieſer Behörden und Beamten die in dem Geſetze als zuſtändig 
bezeichneten ſind, beſtimmen, ſofern das Geſetz nichts anderes verfügt, die Landes⸗ 
regierungen. 

Den letzteren liegt auch die Kontrole über die betreffenden Behörden und 
Beamten ob. 

F. 27. 


Die in den einzelnen Bundesſtaaten mit der Beaufſichtigung des Stempel⸗ 
weſens beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen mit den gleichen Befugniſſen, wie fie ihnen hinſichtlich der nach den 
Landesgeſetzen zu entrichtenden Stempelabgaben zuſtehen, auch hinſichtlich der in 
dieſem Geſetze beſtimmten Reichsſtempelabgaben wahrzunehmen. 

Die Landesregierungen beſtimmen geeignete Beamte, welche nach näherer 
Vorſchrift des Bundesraths die ſtempelpflichtigen Schriftſtücke der öffentlichen und 
der von Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien betriebenen 
Bank-, Kredit⸗ oder Verſicherungsanſtalten, Handels und gewerblichen Unterneh⸗ 
mungen, ſowie der zur Erleichterung der Liquidation von Zeitgeſchäften beſtimmten 
Anſtalten (Liquidationsbüreaus u. ſ. w.) periodiſch bezüglich der Stempelverwen⸗ 
dung zu prüfen haben. Die genannten Anſtalten ſind verpflichtet, die Einſicht 
zu geſtatten. 

So lange von den Landesregierungen zu der in Abſatz 2 vorgeſehenen Re⸗ 
viſion nicht geeignete Beamte beſtimmt ſind, haben die im Artikel 36 Abſatz 2 
der Reichsverfaſſung bezeichneten Reichsbeamten die im vorigen Abſatz beſtimmten 
Rechte und Pflichten wahrzunehmen. 


$. 28. 


Außerdem haben die Reichsbehörden, die Behörden und Beamten der 
Bundesſtaaten und Kommunen, die von Handelsvorſtänden eingefegten Sachver⸗ 
ſtändigen⸗Kommiſſionen und Schiedsgerichte, ſowie die Notare die Verpflichtung, 
die Beſteuerung der ihnen vorkommenden Urkunden zu prüfen und die zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz bei der zuſtändigen 
Behörde zur Anzeige zu bringen. 


2 
Bezüglich der Vollſtreckbarkeit und des Vollſtreckungsverfahrens werden die 
Reichsſtempelabgaben den Landesabgaben gleichgeachtet. 
F. 30. 


Die Kaſſen des Reichs ſind von der Entrichtung der durch dieſes Geſetz 
angeordneten Abgaben befreit. 

Andere ſubjektive Befreiungen finden, ſoweit nicht ausdrücklich Ausnahmen 
angeordnet ſind, nicht ſtatt. 
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Wegen der Entſchädigung für die Aufhebung ſolcher Befreiungen, welche 
etwa auf läſtigen Privatrechtstiteln beruhen, ſowie wegen der Erſtattung der von 
ſolchen Berechtigten entrichteten Stempelbeträge, kommen die entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Wechſelſtempelſteuer ($. 26 Abſatz 2 bis 4), 
zur Anwendung. 


$. 31. 

Jedem Bundesſtaat wird von der jährlichen Einnahme, welche in feinem 
Gebiete aus dem Verkauf von Stempelmarken oder geſtempelten Blankets oder 
durch baare Einzahlung von Reichsſtempelabgaben erzielt wird, mit Ausnahme 
der Steuer von Looſen der Staatslotterien, der Betrag von 2 Prozent aus der 
Reichskaſſe gewährt. 

$. 32. 
Der Ertrag der Abgaben fließt nach Abzug 


1. der auf dem Geſetze oder auf allgemeinen Verwaltungsvorſchriften be⸗ 
ruhenden Steuererlaſſe und Steuererſtattungen, 


2. der nach Vorſchrift des $. 31 zu berechnenden Erhebungs⸗ und Ver: 
waltungskoſten 


in die Reichskaſſe und iſt den einzelnen Bundesſtaaten nach dem Maßſtabe der 
Bevölkerung, mit welcher ſie zu den Matrikularbeiträgen herangezogen werden, zu 
überweiſen. 


N 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1881 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 1. Juli 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Laufende Nr. 


Gegenſtand der Veſteuerung. 


I. Aktien, Renten⸗ und Schuld: 
verſchreibungen. 


1. a) Iuländiſche Aktien und Aktienantheilsſcheine, 


ſowie Interimsſcheine über Einzahlungen auf 
dieſe Werthpapiere, 
b) Ausländiſche Aktien und Aktienantheils⸗ 
ſcheine, wenn ſie innerhalb des Bundesgebiets 
ausgehändigt, veräußert, verpfändet, oder wenn 
daſelbſt andere Geſchäfte unter Lebenden damit 
gemacht oder Zahlungen darauf geleiſtet wer⸗ 
den, — unter der gleichen Vorausſetzung auch 
Interimsſcheine über Einzahlungen auf dieſe 
Werthpapierr nen ee 
Die Abgabe ift von jedem Stück nur ein- 
mal zu entrichten. 
Befreit ſind: 
alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus⸗ 
gegebenen inländiſchen Aktien und Aktien⸗ 
antheilsſcheine, ſowie die inländiſchen Interims⸗ 
ſcheine und nach dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes ausgegebenen Aktien in Anſehung der 
vor dieſem Zeitpunkt geleiſteten Einzahlungen, 
ſofern wegen dieſer Aktien den vom Bundesrath 
zu erlaſſenden Kontrolvorſchriften genügt wird. 
Ausnahme. 
Werden ausländiſche Werthpapiere der vorbezeich⸗ 
neten Art, welche vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ausgegeben ſind, innerhalb 90 Tagen 
nach dieſem Zeitpunkt zur Stempelung vor⸗ 
gelegt, ſo beträgt die Stempelabgabe für jedes 
Stück 50 Pfennig. 


Reichs⸗Geſetzbl. 1881. 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe. 
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© 
= 


dert. 
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Hun 
Tauſend. 


— —— 5 [vom Nennwerthe, bei Interims⸗ 


ſcheinen vom Betrage der be⸗ 
ſcheinigten Einzahlungen und 
zwar in Abſtufungen von 
50 Pfennig für je 100 Mark 
oder einen Bruchtheil dieſes 
Betrages. 

Die für Interimsſcheine nach⸗ 
weislich gezahlten Steuerbe⸗ 
träge werden auf die demnächſt 
etwa fällig werdende Steuer 
für die Aktien ꝛc. angerechnet. 

Ausländiſche Werthe werden 
nach den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſelſtempels 
umgerechnet. 


33 
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Gegenſtand der Veſteuerung. 


Laufende Nr. 


Steuerſatz Bere 
ng 


der 


Stempelabgabe. 


EY 
o 
= 


Hundert. 
Tauſend. 


Mark. 


a) Inländiſche, für den Handelsverkehr be⸗ 
ſtimmte Renten⸗ und Schuldverſchrei⸗ 
bungen (auch Partialobligationen), ſofern 
ſie nicht unter Nr. 3 fallen, ſowie Interims⸗ 
ſcheine über Einzahlungen auf dieſe Werth⸗ 
papiere, 

b) Renten⸗ und Schuldverſchreibungen 
ausländiſcher Staaten, Korporationen, 
Aktiengeſellſchaften oder induſtrieller Unter⸗ 
nehmungen und ſonſtige für den Handels⸗ 
verkehr beſtimmte ausländiſche Renten⸗ und 
Schuldverſchreibungen, wenn ſie innerhalb 
des Bundesgebiets ausgehändigt, veräußert, 
verpfändet, oder wenn daſelbſt andere Geſchäfte 
unter Lebenden damit gemacht oder Zahlun⸗ 
gen darauf geleiſtet werden ſollen, — unter 
der gleichen Vorausſetzung auch Interims⸗ 
ſcheine über Einzahlungen auf dieſe Werth⸗ 
Baßiere „ . Srs Fe 

Die Abgabe iſt von jedem Stück nur ein⸗ 
mal zu entrichten. 
Befreit ſind: 
aa) alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ausgegebenen inländiſchen Renten⸗ und 
Schuldverſchreibungen der oben bezeichneten 
Art, ſowie die Interimsſcheine in An⸗ 
ſehung der vor dieſem Zeitpunkt geleiſteten 
Einzahlungen; 
bb) Renten⸗ und Schuldverſchreibungen des 
Reichs und der Bundesſtaaten, ſowie In⸗ 
terimsſcheine über Einzahlungen auf dieſe 
Werthpapiere; 

ce) inländiſche Renten⸗ und Schuldverſchrei⸗ 

bungen, welche nur zu dem Zweck des 


— —— | 2 vom Nennwerthe, bei Interims⸗ 
ſcheinen vom Betrage der be⸗ 
ſcheinigten Einzahlungen und 
zwar in Abſtufungen von 
20 Pfennig für je 100 Mark 
oder einen Bruchtheil dieſes 
Betrages. 

Erfolgt die Ausgabe eines 
vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes bereits landesgeſetz⸗ 
lich geſtempelten inländiſchen 
Werthpapiers erſt nach dieſem 
Zeitpunkt, ſo iſt dasſelbe auch 
mit dem Reichsſtempel zu ver⸗ 
ſehen. Auf letzteren iſt jedoch 
der bezahlte Landesſtempel in 
Anrechnung zu bringen. 
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8 Steuerſatz 
8 ne — Berechnung 
= Gegenſtand der Veſteuerung. 19 der 
3 1 Stempelabgabe. 
Mark. 8 ei 
Umtauſches auögeftellt werden, ſofern den Die für Interimsſcheine 


desfalls von dem Bundesrath zu erlaſſen⸗ 
den Kontrolvorſchriften genügt wird; 


dd) die auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
8. Juni 1871 abgeſtempelten ausländiſchen 
Inhaberpapiere mit Prämien. 


Ausnahme. 


Werden ausländiſche Werthpapiere der vor⸗ 
bezeichneten Art, welche vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes ausgegeben ſind, inner⸗ 
halb 90 Tagen nach dieſem Zeitpunkt zur 
Stempelung vorgelegt, ſo beträgt die Stem⸗ 
pelabgabe für jedes Stück 10 Pfennig. 


3.] Inländiſche auf den Inhaber lautende und 


auf Grund ſtaatlicher Genehmigung aus⸗ 
gegebene Renten⸗ und Schuldverſchreibungen 
der Kommunalverbände und Kommunen, der 
Korporationen ländlicher oder ſtädtiſcher 
Grundbeſitzer, der Grundkredit⸗ und Hypo⸗ 
thekenbanken oder der Transportgeſellſchaften, 
ſowie Interimsſcheine über Einzahlungen auf 
ieee 


Befreit ſind: 

a) alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ausgegebenen Renten- und Schuldverſchrei⸗ 
bungen der oben bezeichneten Art, ſowie 
die Interimsſcheine in Anſehung der vor 
dieſem Zeitpunkt geleiſteten Zahlungen; 

b) Renten⸗ und Schuldverſchreibungen der 


oben bezeichneten Art, welche nur zu dem 
Zweck des Umtauſches ausgeſtellt werden, 


2 * 


nachweislich gezahlten Steuer⸗ 
beträge werden auf die dem⸗ 
nächſt etwa fällig werdende 
Steuer für die Rentenverſchrei⸗ 
bungen x. angerechnet. 

Iſt der Kapitalwerth von 
Rentenverſchreibungen aus die⸗ 
ſen ſelbſt nicht erſichtlich, ſo gilt 
als ſolcher der 25fache Betrag 
der einjährigen Rente. 

Ausländiſche Werthe werden 
nach den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechfelitenipels 
umgerechnet. 


— —— | 1 [vom Nennwerthe bezw. vom Be⸗ 


trage der beſcheinigten Ein⸗ 
zahlungen nach Maßgabe der 
Vorſchriften für die Abgaben⸗ 
berechnung bei inländiſchen 
Werthpapieren der unter Nr. 2 
bezeichneten Art und zwar in 
Abſtufungen von 10 Pfennig 
für je 100 Mark oder einen 
Bruchtheil dieſes Betrages. 
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Laufende Nr. 


Gegenſtand der Beſteuerung. 


ſofern den desfalls von dem Bundesrath zu 
erlaſſenden Kontrolvorſchriften genügt wird. 


II. Schlußnoten und Rechnungen. 


4. a) Schlußnoten, Schlußzettel, Abſchriften und 


Auszüge aus Tage⸗ oder Geſchäftsbüchern, 
Schlußſcheine, Schlußbriefe oder ſonſtige von 
einem oder mehreren Kontrahenten, Maklern 
oder Unterhändlern im Bundesgebiete aus⸗ 
geſtellte Schriftſtücke über den Abſchluß oder 
die Prolongation oder die Bedingungen des 
Abſchluſſes oder der Prolongetion eines Kauf, 
Rückkauf⸗, Tauſch⸗ oder Lieferungsgeſchäfts, 
welches Wechſel, ausländiſche Banknoten oder 
ausländiſches Papiergeld, ferner Aktien, 
Staats⸗ oder andere für den Handelsverkehr 
beſtimmte Werthpapiere oder Mengen von 
ſolchen Sachen oder Waaren jeder Art, die 
nach Gewicht, Maaß oder Zahl gehandelt zu 
werden pflegen, zum Gegenſtande hat 

Wird eines der vorſtehend bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte auf Zeit abgeſchloſſen oder auf Zeit 
Pati ae Be Br; 


(Siehe übrigens $$. 9 und 10 des Geſetzes.) 


b) Rechnungen, Noten, Geſchäftsbücheraus⸗ 


züge und ſonſtige Berechnungen beſtehender 
oder ausgeglichener Guthaben oder Verpflich⸗ 
tungen, welche im Bundesgebiete über abge⸗ 
ſchloſſene oder prolongirte Kauf- oder ander⸗ 
weitige Anſchaffungs⸗ oder Lieferungsgeſchäfte 
über Wechſel, ausländiſche Banknoten oder 
ausländiſches Papiergeld, ferner Aktien, 
Staats- oder andere für den Handelsverkehr 


Steuerſatz 
vom 
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Mark. e 


Berechnung 


der 


Stempelabgabe. 


& Berechnung 
2 der 

= Stempelabgabe. 
= 


beſtimmte Werthpapiere, oder über die aus 

ſolchen Rechtsgeſchäften hervorgegangenen An⸗ 

ih geſtellt werden 

Anmerkung 1 zu a und b. Werden die zu a und b 
bezeichneten Schriftſtücke in mehreren Exemplaren, 
Abſchriften oder Auszügen gleichzeitig oder nach 
einander ausgeſtellt, ſo unterliegt jedes Stück 
der vorbezeichneten Abgabe, ſobald es aus den 
Händen des Ausſtellers geht. 

Anmerkung 2 zu a. Betrifft ein Schriftſtück der 
unter a bezeichneten Art mehr als eines der 
dort aufgeführten Geſchäfte, ſo iſt für jedes 
einzelne dieſer Geſchäfte der Stempel nach den 
vorſtehenden Sätzen zu verwenden. 

Anmerkung 3. In Betreff der Stempelpflichtigkeit 
der zu a und b ſowie in der Anmerkung 1 
bezeichneten Schriftſtücke macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob dieſelben in Briefform oder in irgend 
einer anderen Form ausgeſtellt werden, und ob 
das Schriftſtück mit Namensunterſchrift verſehen 
oder ohne ſolche ausgehändigt iſt. 


Befreiungen. 

Die vorbeſtimmte Abgabe wird nicht erhoben: 

1. von den zu a und ß bezeichneten Schrift⸗ 
ſtücken, ſofern der Werth des Gegenſtandes 
des Geſchäfts nicht mehr als 300 Mark, bei 
Waarengeſchäften nicht mehr als 1000 Mark 
beträgt / b 

2. von den zu à bezeichneten Schriftſtücken, ſo⸗ 
weit ſie nur ſogenannte Kontantgeſchäfte über 
Wechſel, gemünztes oder ungemünztes Gold 
oder Silber zum Gegenſtande haben und dieſer 
Inhalt des Geſchäfts aus den Schriftſtücken 
erſichtlich iſt) 

3. von Telegrammen und Briefen über die unter 
a bezeichneten Geſchäfte, wenn die Briefe auf 


Reichs, Geſetzbl. 1881. 
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E . Steuerſatz Venn 

I Gegenſtand der Beftenerung. e # 

5 F 5 Stempelabgabe. 
Mark. * * 


—— - 


Entfernungen von mindeſtens 15 Kilometern 
befördert werden. Auf die einem ſolchen Briefe 
beigelegten oder angehängten Schriften der unter 
a und b und in der Anmerkung 1 bezeich- 


III. Lotterielooſe. 


5. | Loyſe öffentlicher Lotterien, ſowie Ausweiſe über 
Spieleinlagen bei öffentlich veranſtalteten Aus⸗ 
ſpielungen von Geld oder anderen Gewinnen 


Befreit ſind: 


Looſe der von den zuſtändigen Behörden ge⸗ 
nehmigten Ausſpielungen und Lotterien 
zu mildthätigen Zwecken. 


Anmerkung. Die Verſteuerung der Looſe der Staats⸗ 
lotterien erfolgt nach §. 18 des Geſetzes. 


— —5 |—!a) bei inländiſchen Looſen vom 
planmäßigen Preiſe (Nenn⸗ 
werth) ſämmtlicher Looſe oder 
Ausweiſe, 

b) bei ausländiſchen Looſen 
von dem Preiſe der einzelnen 
Looſe in Abſtufungen von 
5 Pfennig für jede Mark oder 
einen Bruchtheil dieſes Be⸗ 
trages. 


neten Art erſtreckt ſich die Befreiung nicht. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin gedruckt in der Reichsdruckeret. 


